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Amtliche Bekanntmachungen 

■ Bekanntmachung der Wahl und Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
Wahl zum Stadtrat und Ortschaftsrat am 9. Juni 2024 in der Großen Kreisstadt Grimma

Gemäß§ 1 des Sächsischen Kommunalwahlgeset-
zes (KomWG), § 1 der Sächsischen Kommunal-
wahlordnung (SächsKomWO) ergeht folgende Be-
kanntmachung mit ergänzenden Hinweisen: 

1. Die oben bezeichneten Wahlen finden am 
Sonntag, den 9. Juni 2024 in der Zeit von 
8:00 bis 18:00 Uhr statt.
Mit der Festsetzung des oben genannten
Wahltermins werden die Parteien und Wähler-
vereinigungen hiermit aufgefordert, rechtzei-
tig ihre Wahlvorschläge einzureichen. Die 
oben genannten Kommunalwahlen werden als 
verbundene Wahlen gemeinsam mit der 
Europa- und Kreistagswahl durchgeführt. 

2. Anzahl der zu wählenden Mitglieder des 
Stadtrates bzw. Ortschaftsrates. 

2.1. Für den Stadtrat sind 26 Mitglieder zu wäh-
len. 

2.2. Zahl der zu wählenden Mitglieder der Ort-
schaftsräte: 
• Beiersdorf 5 
• Böhlen 5 
• Döben 5 
• Dü rrweitzschen 4 
• Großbardau 8 
• Großbothen 6 
• Höfgen 5 
• Kössern 4 
• Leipnitz 4 
• Mutzschen 10 
• Nerchau 12 
• Ragewitz 4 
• Zschoppach 4 

Stadtratswahlen: Eine Gemeinde bildet einen 
Wahlkreis(§ 2 Abs. 3 Satz 1 KomWG). 

Ortschaftsratswahlen: Jede Ortschaft bildet einen 
Wahlkreis. 

3. Einreichung von Wahlvorschlägen 
3.1. Wahlvorschläge können von Parteien und 

Wählervereinigungen, bei (Ober-)Bürger-
meister- und Landratswahlen auch von Ein-
zelbewerbern, eingereicht werden (§ 6 Abs. 
1 Satz 1 KomWG bzw.§ 41 Abs. 1 KomWG). 
Dabei kann jede Partei, jede Wählervereini-
gung und jeder Einzelbewerber für jeden 
Wahlkreis nur einen Wahlvorschlag einrei-
chen. 

4. Die Wahlvorschläge können frühestens am 
Tag nach dieser Bekanntmachung eingereicht 
werden. Sie müssen spätestens bis zum 04. 
April 2024, 18:00 Uhr (66. Tag vor der Wahl -
§ 6 Abs. 2 KomWG). bei der 

Stadtverwaltung Grimma, Gemeindewahlaus-
schuss, z.Hd. Frau Kunadt, Markt 17, 04668 Grim-
ma schriftlich eingereicht werden. 

5. Inhalt und Form der Wahlvorschläge 
5.1. Die Gemeinde besteht nur aus einem Wahl-

kreis. Daher darf jeder Wahlvorschlag höch-
stens eineinhalbmal so viel Bewerber ent-
halten wie Gemeinderäte zu wählen sind, 
und zwar: 39 Bewerber. 
Die Ortschaft besteht aus einem Wahlkreis. 
Daher darf jeder Wahlvorschlag höchstens 
eineinhalbmal so viel Bewerber enthalten 
wie Ortschaftsräte zu wählen sind, und 
zwar: 
• Beiersdorf 8 Bewerber 
• Böhlen 8 Bewerber 
• Döben 8 Bewerber 
• Dürrweitzschen 6 Bewerber 
• Großbardau 12 Bewerber 
• Großbothen 9 Bewerber 
• Höfgen 8 Bewerber 
• Kössern 6 Bewerber 
• Leipnitz 6 Bewerber 
• Mutzschen 15 Bewerber 
• Nerchau 18 Bewerber 
• Ragewitz 6 Bewerber 
• Zschoppach 6 Bewerber 

5.2. Wählbarkeit 
5.2.1. In den Stadtrat/Ortschaftsrat können die 

Bürger gewählt werden, die im Rahmen des 
Gesetzes zu den Gemeindewahlen wahlbe-
rechtigt sind. 
Ebenfalls wählbar sind Unionsbürger ande-
rer Mitgliedsstaaten, sofern sie das 18. Le-
bensjahr vollendet haben und seit minde-
stens drei Monaten in der Gemeinde/ 
Stadt/Ortschaft wohnen (§§ 31, 16 S. 1 
SächsGemO). 
Nicht wählbar gemäß§§ 31 Abs. 2, 16 S. 2 
SächsGemO ist, 
- wer infolge eines deutschen Richter-

spruches das Wahl- oder Stimmrecht
nicht besitzt und/oder 

- wer infolge eines deutschen Richter-
spruchs die Wählbarkeit oder Fähigkeit 
zur Bekleidung eines öffentlichen Am-
tes nicht besitzt, 

- wer als Unionsbürger eines anderen 
Mitgliedsstaates nach dem Recht dieses 
Mitgliedsstaates infolge einer zivil-
rechtlichen Einzelfallentscheidung oder 
einer strafrechtlichen Entscheidung die 
Wählbarkeit verloren hat. 

5.3. Bei der Aufstellung von Bewerbern ist ge-
mäß§ 6c KomWG folgendes zu beachten: 
Der Bewerber einer Partei oder einer mit-

gliedschaftlich organisierten Wählerverei-
nigung kann in einem Wahlvorschlag nur 
benannt werden, wenn er in einer Mitglie-
derversammlung oder in einer Vertreterver-
sammlung hierzu gewählt worden ist. Mit-
gliederversammlung ist eine Versammlung 
der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
wahlberechtigten Mitglieder im Wahlge-
biet. Vertreterversammlung ist eine Ver-
sammlung der von einer derartigen Mitglie-
derversammlung aus ihrer Mitte gewählten 
Vertreter. Reicht die Zahl der wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder mitglied-
schaftlichen Wählervereinigung in der Ge-
meinde nicht zur Durchführung einer Mit-
gliederversammlung aus, tritt an deren 
Stelle eine Versammlung der wahlberech-
tigten Mitglieder oder Vertreter im Land-
kreis . 
Der Bewerber in Wahlvorschlägen nicht 
mitgliedschaftlich organisierter Wählerver-
einigungen kann nur benannt werden, 
wenn er in einer Versammlung der im Zeit-
punkt ihres Zusammentritts wahlberechtig-
ten Angehörigen der Wählervereinigung 
von der Mehrheit der anwesenden Angehö-
rigen hierzu gewählt worden ist. 
In Gemeinden mit mehreren Wahlkreisen 
sind die Bewerber und ihre Reihenfolge für 
alle Wahlvorschläge einer Partei oder Wäh-
lervereinigung in einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung im Wahlgebiet zu 
bestimmen. Dabei sind für jeden Wahlkreis 
getrennte Wahlen durchzuführen. 
Die Bewerber und die Vertreter für die Ver-
treterversammlung müssen geheim ge-
wählt werden. In gleicher Weise ist die Rei-
henfolge der Bewerber festzulegen. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung ist vorschlagsberechtigt; sat-
zungsmäßige Vorschlagsrechte bleiben un-
berührt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihr Programm der Ver-
sammlung vorzustellen. 
Die Wahl der Bewerber darf frühestens 12 
Monate, die Wahl der Vertreter frühestens 
15 Monate vor Ablauf des Zeitraums, in 
dem die Gemeinderatswahl durchzuführen 
ist, stattfinden. 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für 
die Vertreterversammlung, über die Einbe-
rufung und Beschlussfähigkeit der Mitglie-
der oder Vertreterversammlung sowie über 
das Verfahren für die Wahl der Bewerber re-
geln die Parteien und Wählervereinigungen 
durch ihre Satzungen. 
Mit dem Wahlvorschlag ist eine Nieder-
schrift über die Wahl der Bewerber mit An-
gaben über Ort, Art und Zeit der Versa mm-



lung, Zahl der erschienenen Stimmberech-
tigten und dem Ergebnis der Wahlen einzu-
reichen. Hierbei haben der Leiter der Ver-
sammlung und zwei stimmberechtigte Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl der Bewerber in geheimer Wahl 
erfolgt ist und den Bewerbern die Gelegen-
heit gegeben wurde, sich und ihr Programm 
der Versammlung vorzustellen. Der Vorsit-
zende des Gemeindewahlausschusses ist 
zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt als Behörde im 
Sinne von § 156 des Strafgesetzbuches in 
der jeweils geltenden Fassung. 

5.4. Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster 
der Anlage 16 SächsKomWO eingereicht 
werden. Er muss enthalten: 
- als Bezeichnung des Wahlvorschlags

den Namen der einreichenden Partei 
oder Wählervereinigung, ggf. Kurzbe-
zeichnung oder Kennwort, falls die ein-
reichende Wählervereinigung keinen 
Namen führt. 
Familiennamen, Vornamen, Beruf (z.Z. 
oder zuletzt ausgeübter Hauptberuf,
Angabe eines akademischen Grades
oder Wahlehrenämter zulässig) oder
Stand, Geburtsdatum und Anschrift
(Hauptwohnung) der Bewerber, bei aus-
ländischen Unionsbürgern ferner die 
Staatsangehörigkeit,

- Wahlgebiet und Wahlkreis, wenn das
Wahlgebiet in mehrere Wahlkreise un-
terteilt ist. 

5.5. Dem Wahlvorschlag sind gemäß§ 16 Abs. 3 
SächsKomWO folgende An lagen beizufügen: 
• eine Erklärung jeder Bewerberin und je-

des Bewerbers nach dem Muster der 
Anlage 17 SächsKomWO, dass sie oder 
er der Aufnahme in den Wahlvorschlag
zugestimmt hat (§ 6a Absatz 2 des 
KomWG) und dass sie oder er für diesel-
be Wahl nicht in einem anderen Wahl-
vorschlag aufgestellt ist, 

• beim Wahlvorschlag für eine Gemein-
deratswahl, Ortschaftsratswahl, Stadt-
bezirksbeiratswahl oder Kreistagswahl
für jede Bewerberin und jeden Bewer-
ber eine Bescheinigung der zuständigen
Gemeinde über ihre oder seine Wähl-
barkeit nach dem Muster der Anlage 17, 

• beim Wahlvorschlag einer Partei oder 
Wählervereinigung eine Ausfertigung
der nach§ 6c Absatz 7 des KomWG an-
zufertigenden Niederschrift mit der er-
forderlichen Versicherung an Eides
statt; die Niederschrift soll nach dem 
Muster der Anlage 19 und die Versiche-
rung an Eides statt soll nach dem Mus-
ter der Anlage 20, auch unmittelbar auf
der Niederschrift, gefertigt werden, 

6. 

6.1. 

6.2. 

• im Falle der Anwendung von § 6c Ab-
satz 1 Satz 4 des KomWG eine von dem 
für den Landkreis oder die Gemeinde
zuständigen Vorstand oder sonst Ver-
tretungsberechtigten der Partei oder
mitgliedschaftlich organisierten Wäh-
lervereinigung unterzeichnete schriftli-
ehe Bestätigung, dass die Vorausset-
zungen für dieses Verfahren vorlagen (§ 
6a Absatz 4 Satz 2 des KomWG gilt ent-
sprechend), 

• beim Wahlvorschlag einer mitglied-
schaftlich organisierten Wählervereini-
gung oder einer Partei, deren Satzung
nicht gemäß§ 6 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1, Satz 2 des PartG in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Januar
1994 (BGBI. 1 S. 149), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 10. August
2021 (BGBI. 1 S. 3436) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung,
der Bundeswahlleiterin oder dem Bun-
deswahlleiter mitgeteilt worden ist, 
zum Nachweis der mitgliedschaftlichen
Organisation eine gültige Satzung,

• beim Wahlvorschlag einer nicht mit-
gliedschaftlich organisierten Wählerver-
einigung für jede Unterzeichnerin und 
jeden Unterzeichner des Wahlvorschlags
eine Bescheinigung der zuständigen Ge-
meinde über ihr oder sein Wahlrecht
nach dem Muster der Anlage 21, 

• bei ausländischen Unionsbürgerinnen
und Unionsbürgern eine Versicherung
an Eides statt nach § 6a Absatz 3 des 
KomWG. 

Unterstützungsunterschriften(§ 6b KomWG, 
§ 17 SächsKomWO)
Der Wahlvorschlag einer Partei oder mit-
gliedschaftlich organisierten Wählerverei-
nigung, die aufgrund eigenen Wahlvor-
schlags im Sächsischen Landtag vertreten 
ist oder seit der letzten Wahl im Gemeinde-
rat der Gemeinde vertreten ist oder im Ge-
meinderat einer an einer Gemeindeeinglie-
derung oder Gemeindevereinigung beteilig-
ten früheren Gemeinde im Wahlgebiet zum 
Zeitpunkt des Erlöschens der Mandate ver-
treten war, bedarf keiner Unterstützungs-
unterschriften. 
Dies gilt entsprechend für den Wahlvor-
schlag einer nicht mitgliedschaftlich orga-
nisierten Wählervereinigung, wenn er von 
der Mehrheit der für die Wählervereinigung
Gewählten, die dem Gemeinderat zum Zeit-
punkt der Einreichung angehören oder zum 
Zeitpunkt der Gemeindeeingliederung oder 
Gemeindevereinigung angehört haben, un-
terschrieben ist. 

Jeder Wahlvorschlag für die Stadtratswahl 
muss in Städten mit 
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bis zu 2 000 Einwohnern von 20, 
bis zu 5 000 Einwohnern von 40, 
bis zu 10 000 Einwohnern von 60, 
bis zu 20 000 Einwohnern von 80, 
bis zu 50 000 Einwohnern von 100, 
bis zu 100 000 Einwohnern von 160, 
bis zu 300 000 Einwohnern von 200 
und 
mehr als 300 000 Einwohnern von 240 

zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags Wah !berechtigten des 
Wahlkreises, die keine Bewerber des Wahl-
vorschlags sind, unterstützt werden. 
In Landkreisen/Gemeinden mit mehreren 
Wahlkreisen wird die Anzahl der notwendi-
gen Unterstützungsunterschriften dadurch 
ermittelt, dass die Anzahl der Unterstüt-
zungsunterschriften (s.o.) durch die Zahl der 
Wahlkreise geteilt wird; Bruchteile der hier-
nach ermittelten Zahl werden aufgerundet. 
Daraus ergibt sich folgende Zahl von Unter-
stützungsu nterschriften: 

Stadt Grimma: 100 benötigte Unterstüt-
zungsu ntersch riften. 

Jeder Wahlvorschlag für die Ortschaftsrats-
wahl muss in Ortschaften mit 

bis zu 500 Einwohner von 10, 
bis zu 2000 Einwohner von 20, 
mehr als 2000 Einwohner von 30 

zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags Wahlberechtigten der Ort-
schaft, die keine Bewerber des Wahlvor-
schlags sind, unterstützt werden. Die Wahl-
berechtigten haben ihre Unterstützungsun-
terschriften bei der Gemeindeverwaltung zu 
deren allgemeinen Öffnungszeiten zu lei-
sten (§ 35a KomWG). 
Daraus ergibt sich folgende Zahl von Unter-
stützungsu nterschriften: 

• Beiersdorf 
10 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Böhlen 
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Döben 
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Dürrweitzschen 
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Großbardau 
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Großbothen 
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Höfgen 
10 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Kössern 
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Leipnitz
10 benötigte Unterstützungsunterschriften y 

K 



• Mutzschen 
30 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Nerchau 
30 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Ragewitz
20 benötigte Unterstützungsunterschriften 

• Zschoppach 
10 benötigte Unterstützungsunterschriften 

6.3. Ein Wahlberechtiger kann nicht mehrere 
Wahlvorschläge für dieselbe Wahl unter-
stützen. Hierauf ist er vor Unterschriftslei-
stung hinzuweisen. Hat ein Wahlberechtig-
ter für dieselbe Wahl für mehrere Wahlvor-
schläge eine Unterstützungsunterschrift 
geleistet, sind alle seine Unterschriften un-
gültig. Die geleistete Unterschrift zur Un-
terstützung eines Wahlvorschlages kann 
nicht zurückgenommen werden. 

6.4. Die Unterstützungsunterschrift muss vom 
Wahlberechtigten auf einem Unterschrifts-
blatt nach dem Muster der Anlage 23 
SächsKomWO unter Angabe des Tages der 
Unterzeichnung eigenhändig geleistet wer-
den. Neben der Unterschrift sind Familien-
name, Vorname und Anschrift (Hauptwoh-
nung) vom Unterzeichner anzugeben; auf 
Verlangen hat er sich über seine Person aus-
zuweisen. Dabei ist sicherzustellen, dass bei 

Wahlvorschlägen ist die Unterzeichnung bis 8. Die für die Einreichung eines Wahlvor-
schlags erforderlichen Vordrucke werden 
vom zuständigen Wahlleiter beschafft und 
können von ihm abgefordert werden. 

18:00 Uhr zu ermöglichen. 
Wahlberechtigte, die infolge Krankheit oder 
ihres körperlichen Zustands die Unterzeich-
nung durch Erklärung vor einem Beauftrag-
ten der Verwaltung ersetzen wollen, haben 9. Informationen zum Datenschutz bei der 

Aufstellung von Wahlvorschlägen dies beim Vorsitzenden des Gemeindewahl-
ausschusses spätestens am siebten Tag vor 
Ablauf der Einreichungsfrist für Wahlvor-
schläge schriftlich zu beantragen; dabei sind 
die Hinderungsgründe glaubhaft zu machen 
(§ 17 Abs. 3 Satz 1 SächsKomWO). Offen-
sichtlich unbegründete Anträge können zu-
rückgewiesen werden; der ablehnende Be-
scheid ist dem Antragsteller unverzüglich zu-
zustellen. Der Beauftragte sucht den Wahlbe-
rechtigten in einer Wohnung oder an dem 
von diesem bezeichneten anderen Aufent-
haltsort, der innerhalb des Wahlgebiets lie-

Indem die Wahlbewerberinnen und -bewerber im 
Rahmen der Aufstellungsversammlung der Ver-
sammlungsleiterin bzw. dem Versammlungsleiter 
die für die Erstellung des Wahlvorschlags (Anlage 
16 SächsKomWO) notwendigen personenbezoge-
nen Daten mitteilen, die Zustimmungserklärung 
(Anlage 17 SächsKomWO) und - soweit sie Bürge-
rinnen bzw. Bürger anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sind - eine Versicherung an 
Eides statt gemäß§ Ga Absatz 3 KomWG abgeben, 
entstehen für die den Wahlvorschlag aufstellende 

gen muss, auf und legt ihm ein Unterschrifts- Partei bzw. Wählervereinigung aktive daten-
blatt zum Unterschreiben vor. Ist der Wahlbe- schutzrechtliche Hinweispflichten nach Artikel 13 
rechtigte des Lesens unkundig oder durch 
körperliche Gebrechen gehindert, seine Un-
terschrift zu leisten, hat der Beauftragte sei-
ne Erklärung zu Protokoll zu nehmen, indem 
er auf dem Unterschriftsblatt die geforderten 
Angaben einträgt und bestätigt, dass er die 
Eintragung aufgrund der Erklärung des Wahl-
berechtigten selbst vorgenommen hat. 

der Datenschutz-Grundverordnung. Es wird emp-
fohlen, der Bewerberin oder dem Bewerber im 
Rahmen der Aufstellungsversammlung ein stan-
dardisiertes Merkblatt entsprechend dem Muster-
formular 1 unter https://www.datenschutz.sach-
sen.de/informationspfl ichten.htm I a uszu hä nd i-
gen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Zu-
stimmungserklärung trotz einer eventuellen da-
tenschutzrechtlichen Geltendmachung der Be-

der Unterzeichnung die Namen der Vorun- 7. Gemäß § Gd KomWG kann ein Wahlvor- richtigung und Löschung materiell-rechtlich wei-
terzeichner nicht bekannt werden. 
Bei Kreiswahlen muss der Unterzeichner 
hierzu eine Bescheinigung der zuständigen 
Gemeinde über sein Wahlrecht nach dem 
Muster der Anlage 21 SächsKomWO vorle-
gen. Wahlberechtigte können ihre Unter-
schrift während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten der Verwaltung leisten; am Tag des 
Ablaufs der Frist für die Einreichung von 

schlag nach Ablauf der Einreichungsfrist ter gültig bleibt(§ Ga Absatz 2 Satz 2 KomWG). 
nur durch gemeinsame Erklärung der Ver-
trauenspersonen in Schriftform und nur 
dann geändert werden, wenn ein Bewerber 
stirbt oder seine Wählbarkeit verliert. 
Ansonsten können nach Ablauf der Einrei-
chungsfrist nur noch solche Mängel an 
Wahlvorschlägen behoben werden, die den 
Inhalt des Wahlvorschlages nicht verändern. 

Grimma 16.02.2024 

gez. D. Kunadt 
Wahlbehörde 




